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// Im Blickpunkth

Die grunds�tzliche Systematik der Investmentfondsbesteuerung wird durch das Unternehmensteuerreformgesetz 2008

zwar nicht ge�ndert, insbesondere wird am Transparenzprinzip als Leitprinzip weiterhin festgehalten. Dennoch ergeben

sich sowohl auf Ebene des Investmentfonds als auch auf Anlegerebene zahlreiche �nderungen, die Feyerabend/Vollmer in

ihrem Beitrag vorstellen. Briese zeigt auf, dass den Verfassern des Diskussionsentwurfs der Anteils- und Betriebsverm�-

gensbewertungsverordnung ein Fehler unterlaufen ist, der, wenn man den Entwurf w�rtlich nimmt, bei der Ermittlung

des Betriebsergebnisses zu nicht gewollten Ergebnissen f�hrt.

Markus van Ghemen, Verantwortlicher Redakteur Steuerrecht

Entscheidungen
BFH:K�rperschaftsteueranrechnung in sog.

Inbound-F�llen–VorlageandenEuGH

Mit Beschluss vom 23.1.2008 – I R 21/06 – hat der

BFH dem EuGH die Frage der Vereinbarkeit des

Ansatzes eines Sperrbetrags nach § 50c EStG mit

der Kapitalverkehrs- und der Niederlassungsfrei-

heit zur Vorabentscheidung vorgelegt. Der BFH

fragt an, „ob Art. 52 EGV (jetzt Art. 43 EG) bzw.

Art. 73b EGV (jetzt Art. 56 EG) der Regelung eines

Mitgliedstaates entgegenstehen, nach welcher

im Rahmen eines nationalen Systems der K�rper-

schaftsteueranrechnung die Wertminderung von

Anteilen durch Gewinnaussch�ttungen von ei-

nem Einfluss auf die Bemessungsgrundlage der

Steuer ausgeschlossenwird,wennein zurAnrech-

nungvonK�rperschaftsteuerberechtigter Steuer-

pflichtiger einen Anteil an einer unbeschr�nkt

steuerpflichtigen Kapitalgesellschaft von einem

nichtanrechnungsberechtigten Anteilseigner er-

worbenhat,w�hrend imAnschlussandenErwerb

von einem anrechnungsberechtigten Anteilseig-

ner eine solcheWertminderung die Bemessungs-

grundlageder Steuerdes Erwerbersmindert“. Der

Beschluss des BFH baut auf der EuGH-Entschei-

dung „RechtssacheMeilicke“ auf, in der der EuGH

indernationalenBegrenzungvonSystemeneiner

K�rperschaftsteueranrechnungeinen Verstoß ge-

gendieKapitalverkehrsfreiheiterkannt hatte.
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BFH: Verfall einer Option kein privates

Ver�ußerungsgesch�ft

Mit Urteil vom 19.12.2007 – IX R 11/06 – hat der

BFH entschieden, dass, wenn der Inhaber einer

erworbenen Kaufoption diese verfallen l�sst, der

Tatbestand eines privaten Ver�ußerungsgesch�f-

tes i. S. des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 EStG nicht er-

f�llt ist. Im Streitfall hatte der Erwerber einer

Kaufoption die Aufwendungen f�r die Anschaf-

fung des Optionsrechts als vergebliche Wer-

bungskosten geltend gemacht, nachdem er die

Option hatte verfallen lassen. Nach der Entschei-

dung des BFH bleiben diese Aufwendungen

steuerrechtlich unber�cksichtigt. Der Tatbestand

des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 EStG ist nur bei

Durchf�hrung des Basisgesch�ftes erf�llt. Hieran

fehlt es, wenn der Optionsberechtigte von sei-

nem Recht auf Differenzausgleich keinen Ge-

brauch macht und die Option verfallen l�sst.
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BFH: Auswirkung von R�ckstellungs-

verboten auf Ver�ußerungsgewinn

Mit Urteil vom 17.10.2007 – I R 61/06 – hat der

BFH entschieden, dass bei der Berechnung des

Gewinns aus einer Betriebsver�ußerung vom Er-

werber �bernommene betriebliche Verbindlich-

keiten, die aufgrund von R�ckstellungsverboten

(hier: f�r Jubil�umszuwendungen und f�r dro-

hende Verluste aus schwebenden Gesch�ften) in

der Steuerbilanz nicht passiviert worden sind,

nicht gewinnerh�hend zum Ver�ußerungspreis

hinzuzurechnen sind.
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BFH: Nachtr�gliche Anschaffungskosten bei

B�rgschaftsinanspruchnahme

In dem dem Urteil vom 4.3.2008 – IX R 80/06 –

zugrunde liegenden Fall machte der Kl�ger ei-

nen Verlust nach § 17 Abs. 2 EStG aus seiner Be-

teiligung an einer Wohnbau-GmbH geltend und

bezog darin Aufwendungen aus einer „B�rg-

schaftsinanspruchnahme“ ein. Der Kl�ger hatte

die B�rgschaft im Rahmen eines Wohnungsver-

kaufs zugunsten des K�ufers �bernommen, um

im Interesse der GmbH den Verkauf der schwer

absetzbaren Wohnungen zu erm�glichen. Der

BFH folgte dem FG und erkannte die B�rg-

schaftsaufwendungen als nachtr�gliche An-

schaffungskosten des Kl�gers auf die GmbH-Be-

teiligung an: „Verb�rgt sich ein wesentlich an ei-

ner GmbH beteiligter Gesellschafter zugunsten

eines Dritten, um zu erm�glichen, dass dieser

mit der GmbH ein f�r sie g�nstiges Gesch�ft ab-

schließt, so kann eine einem Darlehen wirt-

schaftlich vergleichbare Rechtshandlung (§ 32a

Abs. 3 Satz 1 GmbHG) darin liegen, dass der Ge-

sellschafter nach seiner Inanspruchnahme aus

der B�rgschaft einen Aufwendungsersatzan-

spruch gegen die GmbH nicht geltend macht

und in der Liquidation endg�ltig mit ihm aus-

f�llt.“
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BFH: Hippotherapie als umsatzsteuerfreie

Heilbehandlung

Mit Urteil vom 30.1.2008 – XI R 53/06 – hat der

BFH entschieden, dass die von Physiotherapeu-

ten (Krankengymnasten) mit entsprechender Zu-

satzausbildung auf �rztliche Verordnung durch-

gef�hrte Hippotherapie eine von der Umsatz-

steuer befreite Heilbehandlung nach § 4 Nr. 14

UStG ist.
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Verwaltungsanweisung
BMF: Pauschalierung der Einkommensteuer

bei Sachzuwendungen nach § 37b EStG

Schreiben vom 29.4.2008 – IV B 2 – S 2297-b/

07/0001

Mit dem Jahressteuergesetz 2007 vom 13.12.

2006 (BGBl. I 2006 S. 2878, BStBl. I 2007 S. 28)

wurde mit § 37b EStG eine Regelung in das EStG

eingef�gt, die es dem zuwendenden Steuer-

pflichtigen (z.B. Arbeitgeber) erm�glicht, die ESt

auf Sachzuwendungen an Arbeitnehmer oder

Nichtarbeitnehmer mit einem Steuersatz von 30

Prozent pauschal zu �bernehmen und abzuf�h-

ren. Das Schreiben nimmt zum Anwendungsbe-

reich und den Voraussetzungen Stellung.
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